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Vor gut einer Woche berichtete die TagesWoche, dass obdachlose „Auswärtige“ (nicht in 
Basel angemeldete Personen) bei der Notschlafstelle abgewiesen wurden, obwohl sie über 
eine Kostengutsprache verfügten. Diese Meldung wurde vom zuständigen Regierungsrat 
dementiert. Bestätigt wurde jedoch, dass der Preis von 40 Franken für eine Übernachtung für 
Auswärtige bewusst hoch gesetzt ist, um Nicht-BaslerInnen davon abzuhalten, die 
Notschlafstelle zu nutzen.  

Der inzwischen angekündigte Runde Tisch ist zu begrüssen. Es besteht offenbar Einigkeit 
darüber, dass für obdachlose Auswärtige und insbesondere für jene, die über keine 
Anmeldung in einer Schweizer Gemeinde verfügen und in der Region Basel eine Arbeit 
suchen, eine Lösung gesucht werden muss. Fragwürdig erscheint jedoch, dass der runde 
Tisch erst angekündigt wurde, als das Problem medial aufgenommen wurde. Zudem deuten 
die Aussagen von Regierungsrat Brutschin im Telebasel darauf bin, dass das Problem zwar 
erkannt wurde, sich der Regierungsrat aber nur beschränkt verantwortlich fühlt, selber eine 
Notlösung für obdachlose „Wanderarbeiter“ zur Verfügung zu stellen und vielmehr auf das 
Engagement privater Institutionen hofft. 

Da mit der Ankündigung eines Runden Tisches noch keiner obdachlosen Person geholfen 
ist, bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen: 

1. Wie stellt der Regierungsrat ab sofort sicher, dass bei Minustemperaturen keine 
Menschen draussen übernachten müssen? 

2. Wo können obdachlose Auswärtige aus EU-Ländern, die über keine Anmeldung in 
einer Schweizer Gemeinde verfügen (sogenannte „Wanderarbeiter“), übernachten, 
wenn sie sich ein kommerzielles Angebot (Hostel o. ä.) nicht leisten können? 

3. Was passiert aktuell, wenn obdachlose Auswärtige bei schlechtem oder kaltem Wetter 
in der Notschlafstelle übernachten wollen, aber die hohen Kosten von 40 Franken nicht 
aufbringen können? 

4. Bis wann ist ein Lösungsvorschlag durch den angekündigten Runden Tisch  zu 
erwarten? Bis wann könnte ein solcher Vorschlag umgesetzt werden?  

5. Was unternimmt der Regierungsrat, um andere Kantone oder den Bund dazu zu 
bewegen, selber Notschlafstellen anzubieten oder sich finanziell an einem Ausbau der 
Basler Notschafstelle zu beteiligen? 
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